
Noch am 6. August erklärte Bergwerks-
direktor Sievers in der WAZ, Gerüchte
um die Stillegung von Rheinbaben sind
„aus der Luft gegriffen und durch nichts
begründet ." Drei Monate später, am 3 .
November 1966 ließ die Konzernleitung
die Katze aus dem Sack : Die Zeche
Rheinbaben sollte zum 31 .3 .1967 stillge-
legt werden . Die betroffenen Kumpel
entwickelten nach einer stürmischen Be-
legschaftsversammlung rege Aktivität .

Sie protestierten, fuhren nach Düssel-
dorf und Bonn und veranstalteten einen
Protestmarsch . Ihr Widerstand fand ein
großes Echo in der Bürgerschaft .

Doch die Mächtigen in Bonn und
Düsseldorf, die Mächtigen in den Zen-
tralen der Großbanken - die im Staats-
konzern VEBA/Hibernia tatsächlich
die Macht ausüben, setzen die Stillegung
durch .

Wäre für die Kumpel mehr zu errei-
chen gewesen? Hätten doch Arbeitsplät-
ze erhalten werden können, die heute
noch in Bottrop schmerzlich fehlen? Hät-
ten die übrigen Arbeitsplätze im Berg-
bau nicht doch gesichert werden kön-
nen? Hätte der Verlust von Steuergel-
dern . die der Stadt immer noch fehlen,
verhindert werden können''

Diese Fragen will die Dokumentation
der DKP-Ratsfraktion untersuchen .

Diese Dokumentation will darauf
Antworten suchen. Denn: Wenn wir
nicht aus der Geschichte lernen, sind wir
dazu verurteilt, die Fehler der Vergan-
genheit in der Gegenwart zu wiederho-
len .

Geschäftsstelle :
Horster Straße 88
4250 Bottrop
Tel. : 0 20 41/ 68 81 57 und 68 96 79

Stadtsparkasse Bottrop
Kto.: 50 989

Es zählte nur der Profit Zeche
Rheinbaben vor 20Jahren stillgelegt

Das historische Eingangstor der Zeche Rheinbaben . Heute befindet sich an dieser Stelle
(Rheinbabenstr ./Einmündung Velsenstr .) die Teerbau-Zufahrt .

Ratsfraktion Bottrop
Dokumentation

DKP,



Situation der
Zeche 1966
Die Zeche zählte insgesamt 3 .227 Beleg-
schaftsangehörige, davon 2.835 Arbeiter
und 392 Angestellte . DieTagesförderung
lag bei rund 6 .000 Tonnen Steinkohle .

Auf Möller waren 5 Flöze und auf
Rheinbaben 9 Flöze in Betrieb . Abge-
baut wurde Gasflamm-, Gas- und Fett-
kohle.

Zur Hibernia AG gehörten noch diese
weiteren Zechen : Shamrock in Herne
(Stillegung ebenfalls 1967), Zeche Wal-
trop (Stillegung 1979), Zeche General
Blumenthal in Recklinghausen, Zeche
Schlägel und Eisen in Herten, Zeche
Bergmannsglück/ Westerholt, Zeche
Alstaden in Oberhausen (Stillegung
1972) .

Die Begründung der
Konzernleitung für die
Stillegung :
Vorstandsvorsitzender von Dewall er-
klärte vor der Presse, Auslöser für den
Stillegungsbeschluß wären diewachsen-
den Kohlehalden gewesen . Einem Jah-
reskohleabsatz in der BRD von 118 Mio .
Tonnen Steinkohle steht eine Förde-
rung von 126 Mio. Tonnen in 1966 ge-
genüber. Da müsse der Vorstand für das
Unternehmen Konsequenzen ziehen .

Als die eigentliche Ursache für den
Rückgang des Kohleabsatzes wurde das
Vordringen des billigen Öls bei der Ge-
bäudeheizung und in der Industrie ge-
nannt .

Wörtlich heißt es in einem Brief des
Vorstandes an die Rheinbaben-Beleg-
schaft: „Alle Anstrengungen der Berg-
leute und der Bergwerksunternehmen
haben nicht verhindern können, daß
sich die Marktposition der Steinkohle
auf dem Energiemarkt der Bundesrepu-
blik Deutschland ständig verschlechtert
hat. (So) hat der Vorstand am 2 . Novem-
ber 1966 nach eingehener Prüfung aller
geologischen, wirtschaftlichen und so-
zialen Gesichtspunkte den Beschluß ge-
faßt, die Schachtanlage Möller/Rhein-
baben zum 1 . April 1967 stillzulegen .
Dieser Beschluß wird dem Aufsichtsrat
unserer Gesellschaft zur Genehmigung
vorgelegt ."

Mit diesem brutalen Akt wurde das
Ende einer 65-jährigen Geschichte der
Zeche eingeleitet .

Rheinbaben förderte
seit 1902
1856 heeinrt die GG°'.chichte des Kohle-
bergbaus in Bottro},. Die Arenberg'sche
Bergwerksgesellschaft beginnt mit der

Sorge und Skepsis auf den Gesichtern, Zuhörer bei der Sondersitzung der Stadträte .

Abteufung des Schachtes 1 auf Prosper
1. Die Prosper-Zechen und später die
Zeche Arenberg-Fortsetzung gehörten
der Arenbeng AG, die in den 20erJahren
von Rheinstahl aufgekauft wurde. Im
Westen von Bottrop betrieb die GHH
bereits seit ca. 1850 mehrere Zechen, an
der Stadtgrenze wurde 1912 mit der Ab-
teufung für die Zeche Jacobi begonnen,
die GHH nahm in den 20-er Jahren die
Zeche Franz Haniel in Betrieb .

Das dritte Bergbauunternehmen in
Bottrop wurde im Bereich Bottrop/Glad-
beck tätig . Nach den ersten Bohrungen
bereits 1871 wurde am 1 .7.1896 der erste
Schacht in Gladbeck niedergebracht .
Die Schächte 3 und 4 im Bottroper
Stadtteil Eigen folgten 1898 . Der Betrieb
wurde 1901, bzw. 1902 aufgenommen .
Eigentümer der Gesellschaft war Au-
gust Thyssen .

1902 übernahm der Preußische Staat
die Zechen von Thyssen . Die Schachtan-
lage 1/2 erhielt den Namen „Möller-
schächte" nach dem preussischen Wirt-
schaftsminister Th . A . von Möller. Die
Schachtanlage 3/4 wurde nach dem
preußischen Minister Georg Freiherr von
Rheinbaben benannt . 1935 legten dieNa-
zis den Zechenbesitz des Preußischen
Staates in der Bergwerksgesellschaft
Hibernia zusammen. Etwas später wur-
de die Förderung auf Möller eingestellt
(das Gelände liegt im Gladbecker Stadt-
teil Brauck zwischen B 224, A 2 und den
Halden) und die Anlage zur Verbundan-
lage Möller/Rheinbaben zusammenge-
faßt .

Nach der Niederschlagung des Fa-
schismus 1945 und der Umwandlung
der meisten Betriebe in der DDR in
„Volkseigene Betriebe", blieb im Ruhr-
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gebiet die Hibernia AG bestehen, die
dann zum VEBA-Konzern gehörte .

Auf der Zeche Rheinhaben wurden von
1902 bis 1967 insgesamt 79 Mio . Tonnen
Kohle gefördert . Mit der Stillegung wurde
ein Kohlenvorrat von noch 106 Mio. Ton-
nen aufgegeben .

1968 wurde die Hibernia AG und ihre
Schachtanlage in die Ruhrkohle AG ein-
gegliedert .

Doch kampflos wollten die Kumpel
den Stillegungsbeschluß nicht hinneh-
men. In Bottrop und Gladbeck ent-
wickelte sich eine beispielhafte Kette
von Protesten .

M0LLER-
RHEINBABEN
darf nicht sterben!

Demonstration und Kundgebung
Donnerstag, den 17 .November66

DEMONSTRATIONSWEG : 17 .30 Uhr ab Eigener Markt
über Gladbecker Straße, LYtzow,traße zur
Berufsschule

Kundgebung

um 18 .30 Uhr im Lichthof der Berufsschule

Eine Stillegung trifft alle,
darum ist die gesamte

Bevölkerung zur Teilnahme aufgerufen)
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Der Aufruf zur Demonstration



Bergleute wehren sich!

3.11 .1966 - Der Vorstand der Hibernia
AG gibt den Beschluß zur Stillegungder
Zeche Rheinbaben bekannt . Am Abend
des gleichen Tages treffen sich im Bot-
troper Rathaus Bürgervertreter aus Bot-
trop und Gladbeck, um die Folgen zu
beraten : Oberbürgermeister Kalinowski
aus Gladbeck, die Bürgermeister Viez
und Knorr aus Bottrop, die Fraktions-
vorsitzenden Grothuisen (SPD) und
Vienken (CDU) aus Bottrop und Schirr-
macher und Schmidt am Busch aus
Gladbeck, die beiden Vorsitzenden der
IGBE, Willi Vogler und Willi Seidel, der
Vorsitzende des DGB,KurtSchmitz, der
Betriebsratsvorsitzende von Möller/
Rheinbaben, August Sych .

6.11 .1966 - In der total überfüllten'
Turnhalle Rheinbaben findet am Sonn-
tagmorgen eine Belegschaftsversamm-
lung statt, nur ein Teil der 3 .000Arbeiter
und Angestellten findet einen Platz, der
Großteil wartet draußen . Betriebsrats-
vorsitzender Sych schloß die stürmische
Versammlung mit den düsteren Worten :
„Ich befürchte, daß mit der beabsichtig-
ten Stillegung von Möller/Rheinbaben
das Signal zu weiteren Todesnachrich-
ten für 17 oder noch mehr Schachtanla-
gen gegeben worden ist ."

7.11 .1966 - Der Betriebsrat von Möl-
ler/Rheinbaben überreicht dem Lan-
deswirtschaftsminister Kienbaum
(FDP), der selber im Aufsichtsrat der
Hibernia ist, eine Resolution der Beleg-
schaft mit drei Forderungen: 1 . Der
Landtag soll per Gesetz Zechenstille-
gungen verbieten. 2. Der Artikel 27 der
Landesverfassung soll angewandt und
der Bergbau in Gemeineigentum über-
führt werden . 3 . Die Landesregierung ist
per Eid verpflichtet, Schaden vom Volke
abzuwenden .

9.11 .1966 - Gemeinsame Sondersit-
zung der Stadträte von Bottrop und
Gladbeck in der Aula der Berufsschule
Bottrop. Einstimmig, auch mit den
Stimmen von Ratsherrn Kraienhorst
und seiner Fraktion, verabschiedeten
die Räte eine Resolution, in der u .a .
darauf hingewiesen wird, daß die Stille-
gung die Städte Bottrop und Gladbeck
um 10 % ihrer Steuereinnahmen bringen
würde. Seit 1957 waren in beiden Städ-
ten bereits 10 .000 Arbeitsplätze im Berg-
bau weggefallen . Wörtlich hieß es : „Die
beabsichtigte Stillegung trifft beide
Städte zu einem Zeitpunkt, in dem ein
Ersatz für bereits weggefallene, für weg-
fallende und für die weiterhin bedrohten
Arbeitsplätze noch nicht einmal sicht-
bar ist. Beide Städte brauchen Hilfe,
unverzügliche Hilfe ." - Die Stimmung
unter den Zuhörern gibt die WAZ vom

Clemens Kraienhorst in der Ratssitzung
November 1966

10.11 .1966 so wieder: „Sicher hatte ein
Teil der Bergleute auf den Zuhörerstüh-
len härtere Formulierungen erwartet, . . .
So bekam (die Resolution) dann auch
weniger Beifall als vorher die meisten
der Parteisprecher" .

Oberbürgermeister Wilczok erklärte :
„Wir als Vertreter der Städte stellen uns
hinter die betroffenen Bergleute, die
Bürger unserer Städte sind ." Der SPD-
Fraktionsvorsitzende Grothuisen (Bot-
trop): „Alle Mahnungen und Vorstel-
lungen sind seit Beginn der Kohlekrise
1957 in den Wind geschlagen worden .
Die Stillegungen sind für die Gesell-
schaften ein gutes Geschäft," und der
Hibernia-Vorstand kümmere sich nicht
um Menschenschicksale, sondern nur
um den Profit .

Betriebsversammlung der Belegschaft in der vollbesetzten Rheinbaben-Turnhalle .
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Die Meinung der
Kommunisten
Ratsherr Kraienhorst (die WAZ: „mit
Beifall aus dem Zuhörerraum empfan-
gen"), war bis zu seiner, unter faden-
scheinigen Begründungen erfolgten,
Entlassung 1963 Betriebsratsvorsitzen-
der von Rheinbaben . Er sagte im Rat
u .a . : „Die Hibernia will durch 'Stille-
gungsprämien' ca . 77 Millionen DM ba-
res Geld in die Tasche stecken . Hinzu
kommt noch das Geschäft mit den Woh-
nungen und Grundstücken! Aber das
Schicksal der Bergarbeiterfamilien, der
Kaufleute, Handwerker und der ganzen
Stadt, die nur vom Bergbau lebt, schert
sie nicht . Hier wird sichtbar, wie wirt-
schaftliche Macht schamlos mißbraucht
wird." Und weiter : „Nicht nur die akti-
ven Bergleute und Bürger müssen um
ihre Existenz bangen, auch die Rentner
sind betroffen, wenn die Krise weiter-
geht . Die 'dynamische Rente' wird bald
Schwindsucht bekommen, wenn das Ar-
beitseinkommen der Bergleute zurück-
geht ."

Weiter ging Kraienhorst darauf ein,
daß die scheinbar planlose Energiepoli-
tik der Regierung System habe : „Bonn
betreibt bewußt und zielstrebig den Ruin
des Bergbaus . Die Regierung tut das,
weil sie ein politisches Interesse hat, den
Einfluß amerikanischen Kapitals in un-
serem Land zu steigern . Sie erhofft da-
von eine Festigung ihrer Verbindung
mit Washington . Zugunsten der führen-
den Öl- und Kohlemillionäre der USA
wird der deutsche Bergbau vernichtet,
und die Bundesregierung erhofft als Ge-
genleistung, sie könnte so erster Waffen-
gefährte der USA in Europa bleiben und
Einfluß auf atomare Verfügungsgewalt
bekommen. Darum werden Zechenstille-
gungen auch mit Millionen aus Steuer-
geldern finanziert ."



9.11.1966 - Eine Delegation der beiden
Städte, angeführt von den Oberbürger-
meisern Wilczok und Kalinowski, trägt
beim damaligen Ministerpräsidenten
von NRW, Dr. Meyers(CDU)die Prote-
ste vor.

14.11 .1966 - Besuch einer Delegation
des Betriebsrats und Vertreter der Städ-
te beim Bundesfinanzminister Dollin-
ger .

15.11 .1966 - Heinz Czymek, Kommu-
nist und gelernter Bergmann, der da-
mals als Journalist arbeitete, schrieb in
einer stadtweit verteilten Zeitung u.a . :
„Hibernia-Chef von Dewall läßt über

Unter den Zuhörern der Ratssitzung (von links) : Pfarrer Stemper und Pfarrer Reitze
(Bottrop), Superintendent von Bremen und Pfarrer Becker (Gladbeck)

die WAZ verlauten: 'Proteste bringen
keine Lösung!' Nun, Proteste sind keine
Lösung, aber sie sind das entscheidende
Mittel, um eine Lösung im Sinne der
Kumpel und unserer Städte zu erzwin-
gen ."

Czymek weiter : „Ohne die bisherigen
Proteste wären wir in Düsseldorf und
Bonn gar nicht zur Kenntnis genommen
worden. Mit Unterstützung der gesam-
ten Bevölkerung werden die Verant-
wortlichen aber zur 'Einsicht' gelangen .
Auf diese Stunde dürfen wir nicht mit
den Händen im Schoß warten . Eine
Rückgängigmachung der beabsichtig-
ten Stillegung wird nur möglich sein,
wenn 'die da oben' spüren, daß alle Berg-
arbeiter dieser Stadt, alle anderen Ar-
beiter und ihre Gewerkschaften, die
Geistlichkeit, der Mittelstand und die
politischen Parteien im Namen der be-
troffenen Menschen ihre Stimme erhe-
ben ."

Die Vorstellungen von
CDU und FDP
16.11 .1966 - Die WAZ veröffentlicht ein
Gespräch mit FDP-Wirtschaftsminister

von NRW, Kienbaum . Darin erklärt die-
ser u.a ., daß auf lange Sicht von den
bestehenden 95 Zechen nur ca . 35 übrig
bleiben werden mit zusammen rund 85
Mio. Tonnen Kohleförderung . Die Äu-
ßerungen führen im gesamten Ruhrge-
biet zu einem Sturm der Entrüstung .

CDU-Vertreter in Bonn und Düssel-
dorf waren mit ihren Äußerungen vor-
sichtiger . aber sie waren die bestimmen-
de Kraft in den Regierungen und setzen
voll auf die „Marktwirtschaft" . Wenn
das Öl die Kohle in Bedrängnis bringe,
könne man den Betroffenen nur da-
durch helfen, daß man die Folgen von

Entlassungen mildere und die Städte mit
billigen Grundstücken neue Unterneh-
mer anlocken, die andere Arbeitsplätze
anbieten sollen .

Die örtlichen CDU-Vertreter in Bot-
trop waren bemüht, den Zorn auf die
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Regierung abzuschwächen . Weit ver-
breitet in der CDU waren solche Vor-
stellungen, die SPD ebenfalls in die Ver-
antwortung zu bringen . Willi Vogler,
maßgeblicher CDU-Ratsherr in Bot-
trop und zugleich IGBE-Bezirksleiter,
wird in der WAZ so zitiert : „Gott gebe
uns die große Koalition" . Desweiteren
betonte Vogler immer wieder, daß man
doch sehen müsse: die Kumpel von
Rheinbaben bekämen doch von der Hi-
bernia woanders Arbeitsplätze angebo-
ten .

17.11 .1966 - Mit einem Demonstra-
tionszug und einer Kundgebung demon-
strierten über 3 .000 Menschen gegen die
Stillegung . Viele Demonstranten trugen
schwarze Fahnen. Aufgerufen zu der
Demonstration hatten neben den Ge-
werkschaften, Betriebsrat, Oberbürger-
meister, auch die katholische und die
evangelische Kirche, die Handwerker-
schaft, die Kaufmannschaft, der Ärzte-
verein u .a .

Die damaligen
Forderungen der IGBE
Der damalige IGBE-Vorsitzende Wal-
ter Arendt sagte damals : „Erst wenn sich
die Energiepolitik ändert, wird sich auch
die Lage im Ruhrgebiet ändern ."

IGBE-Vorstandsmitglied van Berk
erklärte auf der Kundgebung am
17.11 .1966 in Bottrop u.a . : Es wäre doch
so, „daß es die großen Ölkonzerne dar-
auf angelegt haben, den Energiemarkt
vollständig unter ihre Kontrolle zu brin-
gen, um dann, wenn die Kohle einmal
nicht mehr da ist, die Preise nach ihrem
Gutdünken festsetzen zu können ." Und
weiter: „Die IGBE fordere im Interesse
der Volkswirtschaft eine Einheitsgesell-
schaft ."
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Das wollte die SPD
Die SPD lehnte damals die Forderung
der Bergleute nach Gemeineigentum
des Bergbaus ab . Grundsätzlich könne
die SPD auch nicht die Beibehaltungder
Forderung garantieren, weil soviel Koh-
le wirklich nicht gebraucht wird . Aber,
so der damalige SPD-Fraktionsvorsit-
zende im NRW-Landtag, Heinz Kühn,
die SPD fordere, die Stillegung solange
auf zuschieben, bis Ersatzarbeitsplätze
bereitgestellt sind.
Oberbürgermeister Wilezok sprach

für viele in der SPD, als er sagte : „Nur
eine große Koalition zwischen SPD und
CDU in Bonn kann eine langfristige
Energiepolitik schaffen und somit auch
die Kohlenkrise überwinden ." (WAZ
16.11 .1966)

Was nach diesen dramatischen Ereig-
nissen weiter geschah, wollen wir nach
einem Artikel von Willi Christmann zi-
tieren . Willi Christmann war selbst Berg-
mann auf Rheinbaben, er selber war
parteilos und bildete mit dem Kommu-
nisten Clemens Kraienhorst die „DWU-
Fraktion" im Rat der Stadt Bottrop .
Willi Christmann schrieb im Mai 1967 :
„Da geschah es : Der Aufsichtsrat der
Hibernia bestätigte den Stillegungsbe-
schluß, und die Führung der Kumpel
resignierte . Man hatte geglaubt, der

Aufsichtsrat werde das Unheil abwen-
den. Das war unklug . Gerade jetzt hätte
der Protest verstärkt werden müssen .
Die Kumpel hätten dabei Unterstützung
gefunden. Aber die Bergarbeiter, in sol-
chen Auseinandersetzungen unerfah-
ren, gaben sich mit dem Versprechen
zufrieden, jeder werde einen neuen Ar-
beitsplatz erhalten . Damit war das Pro-
blem wohl aufgeschoben, aber nicht auf-
gehoben . - Das Zechensterben geht wei-
ter ."

Dazu kam, daß die politischen Forde-
rungen der Mehrzahl der Bürger erfüllt
wurden, in Bonn wurde die Große Koa-
lition aus CDU/CSUundSPDgebildet-
von dieser Koalition erhofften sich die
Bürger, wie es in Bottrop u .a . SPD-Wilc-
zok und CDU-Vogler versprochen hat-
ten, eine Änderung der Energiepolitik
zum Besseren . In Bonn wurden nicht nur
Willy Brandt und der SPD-Professor
Karl Schiller Minister, sondern die SPD
holte auch den IGBE-Chef Walter
Arendt als Arbeitsminister in die Regie-
rung. Und in NRW mußte die CDU/
FDP-Landesregierung zurücktreten
und die SPD konnte mit Heinz Kühn den
Ministerpräsidenten stellen .

Alle diese Veränderungen im politi-
schen Raum weckten große Hoffnungen
und Erwartungen . Die Warnungen der
Kommunisten, ohne Druck von unten

Tausende demonstrieren für den Erhalt von Rheinbaben!
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werde sich oben nichts bewegen, konn-
ten sich nicht durchsetzen . Der Wider-
stand gegen die Stillegung von Möller/
Rheinbaben brach zusammen .

So wurde die Zeche Rheinbaben am
31 .3.1967 stillgelegt .

Ein schwarzer Tag für Bottrop . Gut
400 Kumpel gingen sofort in Rente, meh-
rere hundert suchten sich wegen der wei-
ten Anfahrt zu den anderen Hibernia-Ze-
chen woanders eine Arbeit oder nahmen
täglich weite und umständliche Fahrten
auf sich . Seit diesem Tag leidet die Stadt
Bottrop an einem chronischen Finanz-
mangel und einem chronischen Arbeit-
splatzmangel .

In den folgenden Jahren erwiesen sich
die Hoffnungen, die auf die SPD in Bonn
und Düsseldorf gesetzt wurden, als trü-
gerisch - viele Erwartungen wurden ent-
täuscht! Zwar wurde 1968 die von IGBE
und SPD geforderte Einheitsgesell-
schaft im Ruhrgebiet, die Ruhrkohle
AG, gebildet - aber die Besitzer wurden
nicht enteignet, sie brachten in die RAG
nur die verlustbringenden Teile ein . Die
Altgesellschaften behielten nicht nur die
Grundstücke, die Wohnungen und die
Firmen, die sie mit den Profiten aus dem
Bergbau aufgemacht oder aufgekauft
hatten. Die Altgesellschaften behielten
sogar die tatsächliche Kontrolle über die
Ruhrkohle AG!



Fackeln und schwarze Fahnen bestimmen das Bild bei den Demonstrationen .

Rückschau nach
20 Jahren
Zechen wurden nun unter SPD-Mini-
stern stillgelegt, etwas weniger brutal -
aber sie wurden stillgelegt und tausende
Arbeitsplätze vernichtet . Und das frei
gewordene Kapital setzten die Groß-
konzerne nicht im Ruhrgebiet für Er-
satzarbeitsplätze ein, sondern gingen
nach Bayern oder Baden-Württemberg
oder ins Ausland.

Inzwischen ist das eingetreten, was
der damalige FDP-Wirtschaftsminister
Kienbaum 1966 versprach : Innerhalb
von 20 Jahren sank die Förderung von
130 Mio. Tonnen Steinkohle auf80 Mio .
Tonnen. Die Zahl der Zechen in der
Bundesrepublik sank von 95 auf 32
(Kienbaum hatte 35 gesagt) und die Zahl
der Beschäftigten sank von 400 .000 auf
ca. 150.000 - also ein Rückgang um
250.000. Und ein Ende ist nicht abzuse-
hen!

Die SPD hat sich seit der Großen
Koalition ein Kuckucksei ins Nest legen
lassen, daß sie auch unter SPD-Kanz-
lern nicht mehr los wurde: Die Kern-
energie. Während in den 50er und 60er
Jahren das Öl (und damit die Öl-, Che-
miekonzerne und die Großbanken) die
Kohle als Industrierohstoffundaufdem
Wärmemarkt in die Ecke drängten, ist es
seit Ende der 60er Jahre und ganz massiv
in den letzten Jahren die Kernenergie
(und damit die Energiekonzerne, Sie-
mens und die Großbanken) die die Koh-
le auch bei der Stromerzeugung zuneh-
mend in Schwierigkeiten bringen . Aktu-
ell kommen auch die Abbaupläne beim
Stahl und damit reduzierte Kokserzeu-
gung hinzu .

Die Verantwortlichen
für die Stillegung
Verantwortlich für die Stillegung von
Rheinbaben, für die Vernichtung von
über 3.000 Arbeitsplätzen undfürfinan-
zielle Misere in Bottrop und Gladbeck
sind Wirtschaftsmanager und Politiker,
die nicht die Interessen der arbeitenden
Menschen sondern die Interessen des
großen Geldes im Auge hatten. Der VE-
BA-Konzern, zu dem die Hibernia AG
gehörte, war damals mehrheitlich im
Besitz des Staates . Eine Energiepolitik,
die Vorrang für die Kohle und damit
Arbeitsplätze sichert, wäre also auch vor
20 Jahren möglich gewesen . Doch das
lag nicht im Interesse der Öl- und Che-
miemultis und der Großbanken, die viel
Kapital in die Mineralölförderung
steckten und sich ungeheure Gewinnne
erhofften . Die damaligen CDU-Bun-
desregierungen förderten die Entwick-
lung zum 01, zu Lasten der Kohle . Sie
wirkten sogar maßgeblich dazu mit, daß
die VEBA massiv in die Ölförderung
einstieg!

Verantwortlich für die Stillegung von
Rheinbaben tragen u.a. die Mitglieder
des Aufsichtsrates der Hibernia :
• Der damalige Wirtschaftsminister
von NRW, Kienbaum. Kienbaum grün-
dete später die Unternehmensberatung
Kienbaum .
• Prof. Hartmann (CDU), nach Tätig-
keit als Staatssekretär unter Adenauer
wurde er Chef der VEBA und auch Auf-
sichtsratsvorsitzender der Hibernia .
•

	

Der damalige NRW-Finanzminister
Josef Pütz (CDU) .
•

	

Der führende Chemiemanager Otto
Ambros, Mitbegründer der IG Farben
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und Wehrwirtschaftsführer der Nazis .
•

	

Der Generaldirektor der Friedrich
Heinrich AG Erwin Anderheggen .
•

	

Der Bankdirektor Fritz Buschkau .
• Der Montanindustrielle Heinrich
Wisselmann (u.a . Aufsichtsrat bei
Klöckner und Salzgitter) .
•

	

DerBankdirektorHans-LudwigHen-
nemann .
• Der damalige Bundesfinanzminister
Werner Dollinger(CSU)undderdamali-
ge Bundeswirtschaftsminister Kurt
Schmücker (CDU),
deren Vertreter im Hibernia Aufsichts-
rat Grund und Neef (beide CDU-Staats-
sekretäre) für die Stillegung von Möller/
Rheinbaben stimmten .

Während die Belegschaftsangehöri-
gen vorzeitig in Rente geschickt wurden,
sich eine andere Arbeit suchen mußten
oder auf erheblich weiter entfernten
Bergwerken Arbeit bekamen, sahen die
Folgen für die Mitglieder der Hibernia-
Geschäftsleitung und der Betriebslei-
tung Rheinbaben ganz anders aus . Hi-
bernia-Chef von Dewall, bei Bekanntga-
be des Stillegungsbeschlusses von
Rheinbaben immerhin schon 65 Jahre
alt, blieb noch weitere zwei Jahre Chef
der Hibernia . Als diese dann 1968 in die
Ruhrkohle AG aufging, wurde von De-
wall der Ruhestand mit dem Posten des
stellvertretenden Vorsitzenden des Un-
ternehmensverbandes Ruhrbergbau
und diversen Aufsichtsratsmandaten
versüßt . Vorstandsmitglied K.H . Haw-
ner wurde zum Vorstandsmitglied der
Ruhrkohle AG befördert, Vorstands-
mitglied H .J . Riedel wurde Vorstands-
chef der VEBA Kraftwerke Ruhr, Vor-
standsmitglied Willy Schürmann wurde
Chef der Chemie-Verwaltungs AG . Der
Betriebsleiter von Möller/Rheinbaben
Rüdiger Schmidt wurde DirektorderZe-
chenbahn- und Hafenbetriebe Ruhr-
Mitte und N . Specks, damals Mitglied der
Betriebsleitung Möller/Rheinbaben
brachte es inzwischen zum Prokuristen
der RAG und Chef der Ruhrkohle Öl
und Gas, usw .

Und an dieser Stelle müssen wir auch
erwähnen, war sich die Rheinbaben-
kumpel nur meist hinter vorgehaltener
Hand erzählen . August Sych, der letzte
Betriebsratsvorsitzende von Rheinba-
ben wurde später Betriebsdirektor für
Personal- und Sozialfragen auf der
Schachtanlage Sachsen in Hamm-Hee-
sen .

Herausgeber für die
DKP Ratsfraktion :
Siggi Rutz, Horster Str . 88
4250 Bottrop
Eigendruck, 1 . Auflage, März 1987



Rheinbaben in Gedicht
und Buch

Das Schicksal der Kumpel der Zeche
Möller/Rheinbaben wurde auch künst-
lerisch und literarisch verarbeitet . Nicht
nur Künstler, wie der Bottroper Arbei-
terdichter Kurt Küther, nahmen sich des

Kurt Küther
Möller-Rheinbaben

1966

u '

W

sind dir Kumpel von MülIrr-Rheinbaben
1~'ir haben viele Schichten gel~rhren
mit Schürfgezäh und Grubenlicht

Doch die schwer•Nte Schicht
das war die Schicht auf der Straße
ohne Schürfgezäh und Grubenlicht
Die Schicht hieß Protest

Wir haben vom Schachauren Möller-Rheinbaben
Schwarzlähnen in den November getragen
Im Treinmelschiag gingen wir stumm
Statt Schürfgezäh und Grubenlicht
hielten ! ,auste Spruchbandplakate
Mäller-Rheinbube,, durf nicht sterben
Protest Das dulden wir nicht

Mit uns fuhren Männer der Kirchen
Voran im Zug der Rat der Stach
Mit uns unsere Frauen und Kinder
Handwerker kamen, die Kaufnianuschafl
kaum einer von ihnen hatte Kohlen te,r ;eben
unter dem Schachtturm son Müller-KItritil) abrn
Sie fuhren mit uns dir Schicht Prute.,t

Unter (lern Schachtturm von ~lüller-Ilhc inbaben
haben wir Kohle gegraben
mit Schürfgezäh und Grubenlicht
und Millionenwerte zu Tage gebracht
Doch der vom Volk gewählte Minister
will einem Kranken die Glieder abhacken
damit der Kranke gesunde
Das schärfte dir Schicht noch Protest

Wir waren Volkes Stimme
wir waren Volkes Wut
Wir fuhren mit hoflendein Grimme
wir fuhren reit grimmigem Mut
wie oft reit Schürfgezäh und Grubenlicht
Doch eine Aufsichtsratsstimme wog mehr
mehr als die Schicht Protest

Mit freundlicher Genehmigung des Autors entnommen aus : „Ein Dichter geht vorbei", Hammer Verlag Wuppertal,
Gedichte von Kurt Küther.

Und heute?
Was ist eine Energiepolitik wert, die
•

	

Arbeitsplätze vernichtet
•

	

den Strom verteuert
•

	

die Umwelt vergiftet
•

	

uns in die Abhängigkeit von den in-
ternationalen Energiemultis treibt?

Diese Energiepolitik ist gescheitert .
Wir brauchen einen Neubeginn .

Für diesen Neubeginn brauchen wir
die Ruhrkohle . Sowie wir das „schwarze
Gold" für den Wiederaufbau nach dem
Krieg brauchten .

Die alte Energiepolitik hat ihre Mehr-
heit verloren . Die meisten Bürger wollen
keine Atomkraftwerke mehr . Sie wollen
sichere Arbeitsplätze und saubere Um-
welt. Sie fragen nach Alternativen .
Gibt's die?

Es gibt Alternativen . Sichere Arbeit-
splätze, steigender Wohlstand und sau-
bere Umwelt sind möglich - umsteigen
bitte! Modernes Energiesparen, ratio-
nelle und umweltneutrale Kohlenut-
zung, Erforschung neuer Energiequel-

Themas an - auch die Münchner Schrift-
stellerin Erika Runge war vom Schicksal
der Menschen im Ruhrgebiet betroffen .
In ihrem bekannten Buch „Bottroper
Protokolle" protokollierte sie Entwick-
lungen, Lebensumstände und Aus-
drucksweise der Bewohner einer kleinen
Stadt im Ruhrgebiet, eben Bottrop, die
fast völlig vom Bergbau abhängig ist .

In diesem Buch ist auch das Protokoll
der Belegschaftsversammlung Möller,
Rheinbaben vom 6 .11 .1966 nachzule-
sen. Ausführlich zu Wort kommen in
dem Buch u .a. Clemens Kraienhorst als
Betriebsratsvorsitzender Clemens K .,
der evangelische Pfarrer Landig und die
Kommunistin Erika Kemptner als Haus-
frau Erna E .

len: das ist ein Konzept mit Zukunft . Ein bau sichert und rund 350 .000 neue Ar-
Konzept, das die Arbeitsplätze im Berg- beitsplätze schafft .

Seit 1967 findet jeder 2 . Bottroper nur noch außerhalb der Stadtgrenzen Arbeit .
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Jede Menge Kohle
24.000.000.000 Tonnen Kohle, die in
Flözen des Reviers lagern, sind nach
heutigen Maßstäben wirtschaftlich
nutzbar. Allein damit kämen wir noch
Jahrhunderte lang aus .

Natürlich soll man nicht alles verfeu-
ern. Spätere Generationen werden die
Kohle viel nützlicher verwenden . Aber
ein Teil dieser Riesenvorräte könnte für
eine große Sache genutzt werden : für
den Einstieg in eine neue Energiepolitik .

Wenn wir die Kernenergie jeweils zur
Hälfte durch Energiesparen und Koh-
leenergie ersetzen, dann müßten jährlich
20 Mio. t Steinkohle mehr gefördert wer-
den .

Alles sauber
Kohle ist dreckig . Aber sie kann umwelt-
neutral verbrannt werden : neue Technik
macht's möglich . Seit über zehn Jahren
sind technische Verfahren am Markt,
mit denen das Rauchgas entschwefelt
werden kann . Nur wenige Kraftwerke
im Revier sind damit ausgerüstet .

Wir wollen den Vorrang für die Kohle
mit dem Vorrang fürdie Umwelt verbin-
den - und das bedeutet: Vorrang für
Beschäftigung .

Der beste Umweltschutz ist die Ener-
gieeinsparung . Wir fördern die Kohle
mit modernsten Verfahren - da lohnt es
sich, sie auch mit den modernsten Ver-
fahren zu verwenden!
Die Ideen fürzeitgemäße Verfahren sind
einfach und genial :
•

	

die Abwärme von Kraftwerken wird
zum Heizen benutzt
• erzeugte Wärme wird mit Fernheizsy-
stemen in die Haushalte transportiert .
Beides funktioniert, auch in großen Di-
mensionen . Das ist alles bereits erprobt .

Teure Atome
Seit Jahren verdrängen die Energiekon-
zerne Kohlestrom durch Atomstrom .
Und jährlich zahlen wir höhrere Strom-
rechnungen . Atomstrom ist teuer . Nur
die Großindustrie bekommt ihn zum
Discountpreis . Dafür sorgt die Deut-
sche Bank, die bei den Energiekonzer-
nen am Steuerpult sitzt .

Kohleimporte?
Wir wollen den Umstieg auf die heimi-
sche Kohle . Nicht auf die Importkohle .

Neue Gesetze könn-
ten Kohleimporte einschränken . Die
Städte und Gemeinden könnten auf die
Energiekonzerne zum Verzicht auf Im-
portkohle bewegen . So haben sie z .B . die
Stimmenmehrheit im RWE und VEW .
Wo ein Wille ist, ist auch ein Weg!

Was ist jetzt möglich?
Eine neue Energiepolitik ist nötig . Sie ist
auch möglich. Die Mehrheit ist bereits
dafür, neue Wege zu gehen . Jetzt kommt
es auf den politischen Willen an .
Dort, wo Kommunen über Stimm-

rechtsmehrheiten verfügen, müssen sie
auch genutzt werden . Dort, wo profitin-
teressierte Großaktionäre neue Politik
verhindern, hilft nur noch Gemeinei-
gentum: Vergesellschaftung gern . Art .
14 und 15 des Grundgesetzes undArt . 27
der Landesverfassung NRW .

Kohle und Stahl
Kohle und Stahl gehören zusammen .
Für den Bergbau, für umweltfreundli-
che Kraftwerke, für Umweltschutzanla-
gen, für Fernwärmeleitungen wird Stahl
gebraucht, viel Stahl. Und für die Stah-
lerzeugung wird zu Koks veredelte Koh-

Danach : Der Rheinbabenförderturm wird gesprengt .

le benötigt . Wird Kohle gefördert, muß
auch Stahl her und das wiederum macht
Kohleförderung nötig . - Gegenwärtig
erleben wir, wie Kohle und Stahl durch
Wirtschaft und Politik in große Schwie-
rigkeiten gebracht werden . Dadurch zie-
hen sie sich gegenseitig immer tiefer in
den Sumpf. Weniger Kohleförderung
wegen des billigen Öls und der vielen
Atomkraftwerke heißt auch weniger
Stahlbedarf im Bergbau . Weniger Stah-
lerzeugung durch Stopp des sozialen
Wohnungsbaus und durch Stopp kom-
munaler Bauten usw . heißt auch, weni-
ger Koks- und damit Kohlebedarf .
Den Belegschaften steht das Wasser bis
zum Hals, sie sind die Leidtragenden .

Deswegen ist Solidarität gefordert .
Bergleute und Stahlarbeiter müssen ge-
meinsam gegen die Arbeitsplatzvernich-
tung vorgehen!
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